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Nachgehakt

Oberste Richter müssen
Rat beim EuGH einholen
Verfassungsrichter kassieren Arbeitsgerichtsurteil

LUXEMBURG. Immer wieder sor-
gen Entscheidungen des Europäi-
schen Gerichtshofs (EuGH) für Fu-
rore. Im Jahr 2005 kippte der EuGH
mit der „Junk“-Entscheidung eine
bis dahin unangefochtene Recht-
sprechung zum Verfahrensrecht
bei Massenentlassungen. Seither
gilt: Plant ein Arbeitgeber Massen-
entlassungen, so muss er diese der
Agentur für Arbeit anzeigen, bevor
er wirksam kündigen kann.

Jetzt drängt das Bundesverfas-
sungsgericht in Karlsruhe das Bun-
desarbeitsgericht (BAG) in Erfurt,
durch das EuGH-Urteil hervorge-
rufene Folgefragen ebenfalls vom
EuGH entscheiden zu lassen. In ei-
ner überraschenden Entscheidung
hob es ein Urteil des BAG auf, weil
das BAG auf eine Vorlage vor dem
EuGH ohne Begründung verzichtet
hatte (Az. 1 BvR 230/09).

Mit dem Urteil von 2005 änderte
sich der zeitliche Bezugspunkt für
weitere bei Massenentlassungen zu
beachtende Pflichten. Die Ent-
scheidung des EuGH wirft nun Fol-
gefragen auf – im vorliegenden Fall
ging es um die Einbindung des Be-
triebsrats. Das BAG hatte die Frage
zu entscheiden, ob die Anzeige der
beabsichtigten Massenentlassung
erst nach dem Ende der Konsultati-
on mit dem Betriebsrat zu erfolgen
hat. Das BAG verneinte die Frage.
Folgt man dieser Entscheidung,
muss der Arbeitgeber zum Zeit-
punkt der Anzeige bei der Arbeits-
agentur also keinen unterschrifts-
reifen Interessenausgleich oder So-
zialplan vorweisen.

Dass die Richter aus Erfurt sich
angemaßt hatten, die Streitfrage ei-
genmächtig zu entscheiden, kriti-
sierten die Richter aus Karlsruhe
scharf. Indem das BAG, so die Rich-
ter aus Karlsruhe, eine Vorlage an

den EuGH nicht einmal in Erwä-
gung gezogen hätten – trotz eigener
Zweifel über die richtige Beantwor-
tung der Rechtsfrage –, habe es das
im Grundgesetz gewährleistete
„Recht auf den gesetzlichen Rich-
ter“ verletzt.Die Frage nach dem
bei Massenentlassungen einzuhal-
tenden Verfahren sei vom EuGH
noch nicht erschöpfend beantwor-
tet worden und hätte vom BAG des-
halb nicht eigenmächtig beantwor-
tet werden dürfen.

Die rigorose Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts könnte
zur Folge haben, dass EuGH-Ent-
scheidungen künftig noch häufiger
durch Vorlagefragen der obersten
deutschen Bundesgerichte veran-
lasst werden. Denn eine Vorlage
darf nach Ansicht der Richter aus
Karlsruhe bloß unterbleiben, wenn
über die richtige Anwendung des
Gemeinschaftsrechts unter den
Gerichten aller übrigen EU-Mit-
gliedsstaaten und dem EuGH die
gleiche Gewissheit und Zweifels-
freiheit besteht – ein in der Welt der
Justiz bekanntlich eher ungewöhn-
licher Zustand.

Johannes Buschbeck,

Richard-Boorberg-Verlag

Gerichtsentscheidungen
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Leserbrief

Zur Serie „Knigge weltweit“, Ausgabe

vom 15. März, ging dieser Brief ein:

Kopernikus sprach in ers-
ter Linie Deutsch

„Ihrer Aussage zum reichen kultu-
rellen Erbe Polens ist zuzustim-
men. [...] Nur – dass Sie so unter-
schiedslos Chopin, Kopernikus
und Waida aufzählen? Zwar wird
[...] Kopernikus weltweit als polni-
scher Astronom bezeichnet. Ko-
pernikus, im alten Thorn geboren,
lebte zwar in einer bereits poloni-
sierten Umwelt, stammte jedoch
aus einer deutschen Familie [und]
sprach in erster Linie Deutsch ...“

Peter Götz,

Stuttgart
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Porträt der Woche

Claus Wolf,
ab 1. Juli Leiter des
Landesamts für
Denkmalpflege

Der Heimkehrer

Schritt in die richtige Richtung. Eini-
ges hat sich der Archäologe für seine
Amtszeit vorgenommen. So würde
er gerne dem Übereinkommen zum
Schutz des archäologischen Erbes
von 1992 zum Durchbruch verhel-
fen. Wolf plädiert für das Verursa-
cherprinzip.

Das heißt, dass bei Grabungen der
Bauherr die Kosten trägt. In den
neuen Bundesländern sei dies be-
reits der Fall – wie auch in den Nie-
derlanden, in den angelsächsischen
Ländern und in Skandinavien. Da-
bei müssten Häuslebauer keine
Angst haben – die Regelung solle
bloß bei Großprojekten greifen.

Privat bedeutet die Rückkehr,
dass er Schwester, Patenkinder und
Mutter öfter sieht. Und dass sein
zweijähriger Sohn und seine neun-
monatige Tochter nun gute Aussich-
ten haben, dem Vater zu folgen: als
Schwaben, VfB-Fans und vielleicht
auch – die Mutter ist ebenfalls vom
Fach – als Archäologen. (smic)

Zwei Fragen . . .

Sie plädieren für ein starkes Landesamt

für Denkmalpflege? Warum?

Weil ansonsten der Denkmal-
schutz zum Spielball der Politik
wird und in den Randbereich ge-
sellschaftlich relevanter Fragestel-
lungen abgedrängt wird. Das darf
nicht passieren.

Warum sind Sie nach 22 Jahren in Ihre

Heimat zurückgekehrt?

Wenn jemand wie ich Archäologe
ist und aus Baden-Württemberg
stammt und die Stelle von Dieter
Planck frei wird... Da kann man auf
eine Bewerbung fast nicht verzich-
ten. Außerdem finde ich, dass ich
mit 51 Jahren in einem guten Alter
bin, noch einmal etwas Neues zu
beginnen.

Doch, er kenne die Breitscheid-
straße im Stuttgarter Westen, wo
der Staatsanzeiger sein Domizil
hat. Unweit davon, erzählt Claus
Wolf bei seinem Besuch, habe er
vor über 20 Jahren bei Uefa-Cup-
Spielen des VfB regelmäßig bei ei-
nem Onkel übernachtet. Damals,
als er noch Archäologiestudent
war. Inzwischen ist aus dem ge-
bürtigen Sigmaringer etwas ge-
worden: Erst 2001 Kantonsarchäo-
loge im schweizerischen Fribourg.
Am 1. Juli folgt er als Leiter des Lan-
desamts für Denkmalpflege auf
Dieter Planck, der die Behörde von
1994 bis 2009 geleitet hat.

Nein, er könne es fast nicht glau-
ben, dass er 22 Jahre in der Schweiz
verbracht hat. Gleich nach der
Promotion war der Ur- und Früh-
geschichtler seinem Doktorvater
ins Waadtland gefolgt. Dort und in
Fribourg lernte er eine Personal-
ausstattung kennen, „da tränen
Ihnen die Augen“. 60 Mitarbeiter
hatte er in Fribourg. Zum Ver-
gleich: Am Regierungspräsidium
Tübingen arbeiten weit weniger
Archäologen im praktischen
Denkmalschutz – in einem Gebiet,
das fünf Mal größer ist als der Kan-
ton in der Westschweiz.

Ähnlich ist die Situation im Re-
gierungsbezirk Stuttgart – mit dem
Unterschied, dass die dortigen
Kollegen seit einem Jahr wieder
dem Landesamt in Esslingen mit
seinen 150 Mitarbeitern angehö-
ren. So war es schon vor der Ver-
waltungsreform. Für Wolf ein

Welche Schutzmöglichkeiten gäbe es

sonst noch?

Die Verantwortungsarten – von den
derzeit 103 Arten auf der Liste des
Bundesumweltministeriums kom-
men 68 in Baden-Württemberg vor
– könnten auch in das Artenschutz-
programm des Landes aufgenom-
men werden. „Dann hat man zu-
mindest ein Auge auf die Standor-
te“, sagt Splett, die hofft, dass diese
Arten und ihre Lebensräume dann
auch bei Planungen entsprechend
berücksichtigt werden. Zumal eini-
ge dieser Arten, wie etwa Arnika
oder die Barbe, bereits im 111-Ar-
tenkorb des Aktionsplans Biodiver-
sität des Landes zu finden sind.

Regierung bremst
beim Artenschutz

Libellen, Käfer und Schmetter-
linge stehen auf der Roten Liste
gefährdeter Arten, die im März
von der Europäischen Kommis-
sion präsentiert wurde. Für eine
Reihe von ihnen ist Baden-
Württemberg besonders verant-
wortlich. Die Grünen-Abgeord-
nete Gisela Splett fordert, solche
Arten besser zu schützen. Kom-
mende Woche wird darüber im
Umweltausschuss debattiert.

Von Stefanie Schlüter

Für welche Arten ist Baden-Württemberg

besonders verantwortlich?

Neben der Sumpfspitzmaus und Fi-
schen wie Barbe, Nase oder Blaufel-
chen sind es vor allem eher un-
scheinbare Tier- und Pflanzenar-
ten. Darunter eine Reihe von Mu-
scheln wie etwa die schwäbische
Grasschnecke, die abgeplattete
Teichmuschel, verschiedene Spin-
nen, Käfer, Farn- und Samenpflan-
zen sowie Pilze.

„Bei gefährdeten Arten denken
die Menschen meist an größere, be-
eindruckende Tiere wie Panda-
bären oder Tiger. Wir sollten jedoch
nicht vergessen, dass die kleinen Le-
bewesen unseres Planeten genauso
wichtig sind und ebenso erhalten
werden müssen“, sagt Jane Smart,
Direktorin der IUCN-Biodiversi-
tätsgruppe. Die Weltnaturschutz-
union (siehe Kasten) stellt die Rote
Liste gefährdeter Arten auf. In
Deutschland wurde bereits im Rah-

men der Beratungen für das Um-
weltgesetzbuch Ende 2007 eine Lis-
te von Arten vorgelegt, die „in ihrem
Bestand gefährdet sind und für die
die Bundesrepublik Deutschland in
hohem Maße verantwortlich ist“,
die sogenannten Verantwortungs-
arten. Diese sind zum Teil nicht spe-
ziell über EU-Naturschutzrichtlini-
en geschützt.

Wie könnten diese Arten

geschützt werden?

Eine Möglichkeit wäre der Schutz
per Rechtsverordnung. Laut Bun-
desnaturschutzgesetz können im
Rahmen einer Verordnung streng
zu schützende Arten benannt wer-
den. „Die Verantwortungsarten
könnten zu einem neuen Natur-
schutzinstrument auf Landes- und
Bundesebene werden“, sagt der
Landesvorsitzende des Natur-
schutzbunds, Andre Baumann.
Hierfür will die Grünen-Abgeord-
nete Splett in der kommenden Wo-
che im Landtag werben. Doch die
Chancen, dass die Landesregierung
sich im Bundesrat für eine solche
Rechtsverordnung stark machen
wird, stehen nicht gut.

Warum lehnt die Landesregierung

einen Schutz per Rechtverordnung ab?

Der Bundesrat hat eine Regelung für
die Verantwortungsarten bereits in
einer Stellungnahme im Mai des
vergangenen Jahres abgelehnt. Be-
gründet wurde dies damit, dass die
naturschutzpolitisch strategisch
wichtigen Arten und Lebensräume
bereits einem strengen Schutz un-
terworfen seien, von dem auch wei-
tere Arten profitierten.

Außerdem verweist die Landes-
regierung in der Antwort auf die ak-
tuelle Anfrage der Grünen zum
Schutz der Verantwortungsarten
(Landtagsdrucksache 14/6108),
dass aufgrund der europäischen
Naturschutzrichtlinien der Arten-
schutz bereits jetzt „unter einem
Vollzugsdefizit“ leide. Eine Auswei-
tung des Schutzregimes für euro-
päische Arten würde erhebliche zu-
sätzliche Ressourcen beanspru-
chen. Diese stünden angesichts der
Haushaltssituation der Länder in
absehbarer Zeit nicht zur Verfü-
gung. Vor diesem Hintergrund wol-
le sich die Landesregierung nicht
für eine entsprechende Rechtsver-
ordnung stark machen.

„Wir müssten daran arbeiten,
den Natur- und Artenschutz zu stär-
ken, statt darauf hinzuweisen, dass
schon jetzt die Pflichtaufgaben
nicht bewältigt werden“, kommen-
tiert Splett.

Die Barbe gehört zu den Fischarten, für die Baden-Württemberg eine besondere Verantwortung trägt. FOTO: DPA
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Aktionsplan Biologische Vielfalt:
www.aktionsplan-biologische-

vielfalt.de

Weltnaturschutzunion

Dass die Natur vom – und vor dem –
Menschen geschützt werden muss, ist
eine relativ junge Erkenntnis. Sie führ-
te 1948 zur Gründung der Weltnatur-
schutzunion, der International Union
for Conservation of Nature and Natural
Resources (ICUN).

Die Organisation mit Sitz in Gland in
der Schweiz veröffentlicht seit 1963
jährlich eine Rote Liste gefährdeter Ar-
ten. Sie zeigt „Handlungsbedarf im
Naturschutz auf“, wie es auf der
Homepage des Bundesamts für Natur-
schutz steht, das eines von 1070 ICUN-
Mitgliedern weltweit ist. Dass solche
Bemühungen von Erfolg gekrönt sein
können, zeigen die seit 1998 publi-
zierten Blauen Listen der erfolgreich
erhaltenen oder geförderten Arten.

Finanzminister lehnt pauschalen
Personalaufbau bei Steuerfahndung ab
Stächele will von gemeinsamer Aktion aller Bundesländer nichts wissen

STUTTGART. Auf den ersten Blick
scheint die Rechnung einfach zu
sein: Ein einzelner Steuerfahnder
oder Betriebsprüfer bringt ein Plus
für die öffentlichen Kassen, also
bringen viele Fahnder oder Prüfer
ein deutliches Plus. Doch das wür-
de bedeuten, die Rechnung ohne

den Länderfinanzausgleich zu ma-
chen. Denn während Mehreinnah-
men großteils in den Ausgleichs-
topf fließen, müssen die zusätzli-
chen Personalkosten allein vom je-
weiligen Arbeitgeber, also dem
Bundesland, beglichen werden.

Deshalb hat der Grünen-Land-
tagsabgeordnete und Finanzex-
perte Eugen Schlachter vorge-
schlagen, dass sämtliche Länder
ihre Personalausstattung im Be-
reich der Betriebsprüfung und der
Steuerfahndung verbessern soll-
ten. Er stellt sich eine konzertierte
Aktion vor, initiiert durch die Lan-
desregierung von Baden-Würt-
temberg.

Die aber will von Schlachters
Vorschlag nichts wissen. Man halte
es „nicht für angebracht, Vereinba-
rungen mit anderen Bundeslän-
dern zu einem pauschalen Perso-
nalaufbau zu treffen“, schreibt Fi-
nanzminister Willi Stäche (CDU) in

einer Stellungnahme zu Schlach-
ters Antrag: „Derartige Vereinba-
rungen würden im Übrigen weder
regionalen Besonderheiten, noch
unterschiedlichen haushalteri-
schen Voraussetzungen sowie den
verschiedenen Organisations-
strukturen gerecht.“ Außerdem
gebe es ausreichend Personal.

Schlachter sieht das anders. Er
fordert eine schrittweise Aufsto-
ckung um insgesamt 15 Prozent.
Für den Südwesten ginge es um
etwa 300 Stellen. Dauerhaft seien
auf diese Weise Mehreinnahmen
von rund 380 Millionen Euro je Jahr
möglich, rechnet er vor. (mars)
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Antrag der Grünen zur Personalaus-
stattung im Bereich der Betriebsprüfung
und der Steuerfahndung:
www.landtag-bw.de/WP14/

Drucksachen/6000/14_6088_d.pdf

Die Arbeit von Steuerfahndern bringt
Mehreinnahmen. FOTO: DPA


